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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/5685 — 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 

A. Problem 

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung soll das Berufsrecht 
der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer an die Entschei-

dungen des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Juli 1987 zum 
anwaltlichen Standesrecht angepaßt werden. Durch eine Auf-
lockerung berufsrechtlicher Regelung wird die Leistungsfähigkeit 
der wirtschaftsprüfenden Berufe verbessert. 

Den Wirtschaftsprüfern soll es u. a. ermöglicht werden, über die 
schon bisher gegebenen Möglichkeiten hinaus ihren Beruf mit 
Angehörigen anderer freier Berufe gemeinsam auszuüben. Sozie-
täten mit Angehörigen ausländischer Prüferberufe sowie mit aus-
ländischen Rechtsanwälten, Patentanwälten und Steuerberatern 
sollen zugelassen werden. Nicht nur Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften, sondern auch selbständig in eigener Praxis oder in einer 
Sozietät tätige Wirtschaftsprüfer sollen zukünftig mehrere Zweig-
niederlassungen errichten können. 

Werbung soll den Berufsangehörigen künftig in weiterem Umfang 
als bisher erlaubt sein. Die mindestens fünfjährige praktische 
Tätigkeit als Voraussetzung für die Zulassung soll im Interesse 
einer Straffung der Ausbildung auf vier Jahre verkürzt werden. 

B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs der Bundesregierung — Drucksache 

12/5685 — in der durch die Beschlüsse des Ausschusses geänder-
ten Fassung. 

Einstimmige Entscheidung im Ausschuß. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch das Gesetz keine 
Kosten. Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbeson-
dere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/5685 — 
in  der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung anzunehmen. 

Bonn, den 18. Mai 1994 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost 

Vorsitzender 

Josef Grünbeck 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 
— Drucksache 12/5685 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

Entwurf 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I 
S. 2803), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2847), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„In Angelegenheiten, die das Abgabenrecht 
fremder Staaten betreffen, sind sie zur 
geschäftsmäßigen Hilfe in Steuersachen be-
fugt; die entsprechenden Befugnisse Dritter 
bleiben unberührt." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wirtschaftsprüfer sind weiter befugt 

1. unter Berufung auf ihren Berufseid auf den 
Gebieten der wirtschaftlichen Betriebsfüh-
rung als Sachverständige aufzutreten; 

2. in wirtschaftlichen Angelegenheiten zu 
beraten und fremde Interessen zu wahren; 

3. zur treuhänderischen Verwaltung." 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Berufliche Niederlassung 

(1) Wirtschaftsprüfer haben innerhalb von sechs 
Monaten nach der Bestellung eine berufliche 
Niederlassung zu begründen und eine solche zu 
unterhalten. Berufliche Niederlassung eines selb-
ständigen Wirtschaftsprüfers ist die eigene Praxis, 
von der aus er seinen Beruf überwiegend ausübt. 
Als berufliche Niederlassung eines nicht selbstän-
dig tätigen Wirtschaftsprüfers gilt die Niederlas-
sung, von der aus er seinen Beruf überwiegend 
ausübt. 

(2) Bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften ist 
Sitz der Hauptniederlassung der Sitz der Gesell-
schaft. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I 
S. 2803), zuletzt geändert durch Artikel 50 des Geset-
zes vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 512), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) entfällt 

b) unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

(3) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften dürfen Zweigniederlassungen 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes begrün-
den."  

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „tätig" durch das 
Wort „erfahren" ersetzt. 

b) An Absatz 6 wird nach Satz 3 folgender neuer 
Satz 4 angefügt: 

„Bereitet die Entscheidung keine besonde-
ren Schwierigkeiten, kann der Vorsitzer über 
die Zulassung zur Prüfung allein entschei-
den." 

c) In Absatz 7 Satz 2 werden nach den Worten 
„Sie sind" die Worte „bei erstmaliger Beru-
fung" eingefügt. 

4. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „tätige" durch das Wort 
„erfahrene" ersetzt. 

b) In Satz 3 wird das Wort „tätigen" durch das 
Wort „erfahrenen" ersetzt. 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist an 
den Zulassungsausschuß zu richten, in dessen 
Bereich der Bewerber seinen Hauptwohnsitz hat. 
Hat der Bewerber im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes keinen Hauptwohnsitz, so ist der Zu-
lassungsausschuß zuständig, der bei der ober-
sten Landesbehörde des Landes gebildet ist, in 
dem die Wirtschaftsprüferkammer ihren Sitz 
hat. 

(2) Zu dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
und zu den diesem beizufügenden Unterlagen 
können gutachtliche Äußerungen der Wirt-
schaftsprüferkammer eingeholt werden." 

6. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Vorbildung) 

(1) Die Zulassung setzt voraus, daß der Bewer-
ber den Abschluß eines wirtschaftswissenschaftli-
chen, rechtswissenschaftlichen, technischen oder 
landwirtschaftlichen Universitätsstudiums oder 
eines anderen Universitätsstudiums mit wirt-
schaftswissenschaftlicher Ausrichtung nach-
weist. 

(2) Auf den Nachweis des abgeschlossenen 
Universitätsstudiums kann verzichtet werden, 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

,,§ 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist an 
den Zulassungsausschuß zu richten, in dessen 
Bereich der Bewerber seine Haupt- und einzige 
Wohnung hat. Hat der Bewerber im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes keine Wohnung, so ist der 
Zulassungsausschuß zuständig, der bei der ober-
sten Landesbehörde des Landes gebildet ist, in 
dem die Wirtschaftsprüferkammer ihren Sitz 
hat. 

(2) unverändert 

6. unverändert 
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Entwurf 

1. wenn der Bewerber sich in mindestens zehn-
jähriger Tätigkeit als Mitarbeiter eines Wirt-
schaftsprüfers, einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, eines vereidigten Buchprüfers, einer 
Buchprüfungsgesellschaft, eines genossen-
schaftlichen Prüfungsverbandes oder der Prü-
fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverban-
des oder einer überörtlichen Prüfungseinrich-
tung für Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts bewährt hat; hat der 
Bewerber an einer Fachhochschule ein wirt-
schaftswissenschaftliches oder ein anderes 
Studium mit wirtschaftswissenschaft licher 
Ausrichtung oder an einer gleichrangigen 
Bildungseinrichtung ein wirtschaftswissen-
schaftliches oder ein anderes Studium mit 
wirtschaftswissenschaftlicher 	Ausrichtung 
abgeschlossen, sind die jeweilige Mindest-
studienzeit, höchstens jedoch vier Jahre, 
und das Berufspraktikum auf die nach 
dem ersten Halbsatz erforderliche mindestens 
zehnjährige berufliche Tätigkeit anzurechnen; 
oder 

2. wenn der Bewerber seit mindestens fünf Jah-
ren den Beruf als vereidigter Buchprüfer oder 
Steuerberater ausübt. 

(3) Das Studium gemäß Absatz 1 und Absatz 2 
Nr. 1 zweiter Halbsatz muß der Bewerber grund-
sätzlich im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
abgeschlossen haben; hat er es außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes abgeschlos-
sen, so muß das Abschlußzeugnis gleichwer tig 
sein." 

7. § 9 erhält folgende Fassung: 

"§ 9 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Prüfungstätigkeit) 

(1) Die Zulassung setzt voraus, daß der Bewer-
ber eine für die Ausübung des Berufes genügende 
praktische Ausbildung erhalten hat, insbesondere 
wenigstens vier Jahre Prüfungstätigkeit nach-
weist, wobei 

1. im Falle des § 8 Abs. 1 und § 8 Abs. 2 Nr. 1 
zweiter Halbsatz die Prüfungstätigkeit nach 
Absatz 4 nach Abschluß des entsprechenden 
Studiums abgeleistet werden muß; 

2. im Falle des § 8 Abs. 2 Nr. 1 erster Halbsatz die 
Prüfungstätigkeit nach den Absätzen 2 und 4 
nach dem fünften Jahr der Mitarbeit abgelei-
stet werden muß; 

3. im Falle des § 8 Abs. 2 Nr. 2 die Prüfungstätig-
keit nach Absatz 4 während oder nach der 
beruflichen Tätigkeit als vereidigter Buchprü-
fer oder Steuerberater abgeleistet werden 
muß. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

7. unverändert 
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Entwurf 

Der Nachweis der Prüfungstätigkeit entfällt für 
Bewerber, die seit mindestens fünfzehn Jahren 
den Beruf als Steuerberater oder vereidigter 
Buchprüfer ausgeübt haben; dabei sind bis zu 
zehn Jahre Berufstätigkeit als Steuerbevollmäch-
tigter anzurechnen. 

Das Erfordernis der Prüfungstätigkeit ist erfüllt, 
wenn der Bewerber nachweislich in fremden 
Unternehmen materielle Buch- und Bilanzprüfun-
gen nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
durchgeführt hat. Als fremd gilt ein Unternehmen, 
dem der Bewerber weder als Leiter noch als 
Angestellter angehört hat. 

(2) Die Prüfungstätigkeit muß in eigener Praxis 
oder als Mitarbeiter einer auf dem Gebiete des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
tätigen Person oder Gesellschaft, in einem genos-
senschaftlichen Prüfungsverband, einer Prü-
fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes 
oder einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts ausgeübt worden sein. 

(3) Eine Tätigkeit als Revisor in größeren Unter-
nehmen oder als Steuerberater oder eine mit der 
Prüfungstätigkeit (§ 2 Abs. 1) in Zusammenhang 
stehende Tätigkeit bei der Wirtschaftsprüferkam-
mer oder bei einer Personenvereinigung nach 
§ 43 a Abs. 4 Nr. 4 kann bis zur Höchstdauer von 
zwei Jahren auf die Prüfungstätigkeit angerech-
net werden. Dasselbe gilt für Prüfer im öffentli-
chen Dienst, sofern der Bewerber nachweislich 
selbständig Prüfungen von größeren Bet rieben 
durchgeführt hat. 

(4) Von seiner gesamten Prüfungstätigkeit muß 
der Bewerber wenigstens während der Dauer 
zweier Jahre bei einem Wirtschaftsprüfer, einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einem vereidig-
ten Buchprüfer, einer Buchprüfungsgesellschaft 
oder einem genossenschaftlichen Prüfungsver-
band, bei dem ein Wirtschaftsprüfer tätig ist, an 
Abschlußprüfungen teilgenommen und bei der 
Abfassung der Prüfungsberichte mitgewirkt ha-
ben; Tätigkeiten bei einer Person nach § 131 b 
Abs. 2, § 131 f Abs. 2 sind keine Prüfungstätigkeit 
nach dem ersten Halbsatz. Er soll während dieser 
Zeit an gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen 
teilgenommen und bei der Abfassung der Prü-
fungsberichte hierüber mitgewirkt haben. 

(5) Für Bewerber, die ihre fachliche Ausbildung 
in der Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giro-
verbandes oder in einer überörtlichen Prüfungs-
einrichtung für Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts erworben haben, gilt die zwei-
jährige Prüfungstätigkeit in einer Prüfungsstelle 
eines Sparkassen- und Giroverbandes oder in 
einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für Kör-
perschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts, in denen ein Wirtschaftsprüfer tätig ist, als 
Prüfungstätigkeit nach Absatz 4." 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 
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Entwurf 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 3 wie folgt 
gefaßt: 

„3. der Bewerber infolge eines körperlichen 
Gebrechens, wegen Schwäche seiner gei-
stigen Kräfte oder wegen einer Sucht nicht 
nur vorübergehend unfähig ist, den Beruf 
des Wirtschaftsprüfers ordnungsgemäß 
auszuüben;".  

b) In Absatz 2 wird die Nummer 1 gestrichen; 
die Nummern 2 und 3 werden Nummern 1 
und 2. 

9. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

Ärztliches Gutachten 
im Zulassungsverfahren 

(1) Wenn es zur Entscheidung über den Versa-
gungsgrund des § 10 Abs. 1 Nr. 3 erforderlich ist, 
gibt der Zulassungsausschuß dem Bewerber auf, 
innerhalb einer bestimmten angemessenen Frist 
das Gutachten eines bestimmten Arztes über 
seinen Gesundheitszustand vorzulegen. Das Gut-
achten muß auf einer Untersuchung und, wenn 
dies ein Amtsarzt für notwendig hält, auch auf 
einer klinischen Beobachtung des Bewerbers 
beruhen. Die Kosten des Gutachtens hat der 
Bewerber zu tragen. 

(2) Anordnungen nach Absatz 1 sind mit Grün-
den zu versehen und dem Bewerber zuzustellen. 
Gegen sie kann der Bewerber innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung Antrag auf gerichtli-
che Entscheidung stellen. 

(3) Kommt der Bewerber ohne zureichenden 
Grund der Anordnung des Zulassungsausschus-
ses nicht nach, gilt der Antrag auf Zulassung als 
zurückgenommen." 

10. In § 13a werden die Worte „ , die nicht nach § 131 b 
Abs. 2 bestellt sind, " gestrichen. 

11. § 14a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Betrag „200 Deut-
sche Mark" geändert in „250 Deutsche Mark" 
und in Satz 2 nach einem Beistrich folgender 
Halbsatz angefügt: „wenn nicht die oberste 
Landesbehörde einen späteren Zeitpunkt be-
stimmt. " 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „750 Deut-
sche Mark" geändert in „1000 Deutsche 
Mark" und in Satz 3 werden die Worte „vor 
Beginn der mündlichen" durch die Worte „bis 
zum Ende der Bearbeitungszeit für die letzte 
Aufsichtsarbeit von der" ersetzt. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 
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Entwurf 

12. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „oder 
seine berufliche Tätigkeit aufnehmen" gestri-
chen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Bestellung ist eine Gebühr von 
200 Deutsche Mark an die oberste Landesbe-
hörde zu zahlen. Die Gebühr ist mit dem 
Antrag auf Bestellung zu entrichten." 

13. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „und 3" 
durch die Worte „und § 43a Abs. 3" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bestellung kann versagt werden, 
wenn Gründe eingetreten oder bekanntgewor-
den sind, bei deren Kenntnis die Zulassung zur 
Prüfung hätte versagt, zurückgenommen oder 
widerrufen werden können." 

c) An Absatz 4 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„§ 10a ist entsprechend anzuwenden." 

14. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

,Frauen können die Berufsbezeichnung „Wirt-
schaftsprüferin" führen.' 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Verweisung „(§ 43)" 
durch „(§ 43a)" und werden die Worte „zuläs-
sig ist auch die Bezeichnung ,Fachanwalt für 
Steuerrecht' durch die Worte „zulässig sind 
auch Fach anwaltsbezeichnungen" ersetzt. 

15. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Bestellung ist mit Wirkung für die 
Zukunft zurückzunehmen, wenn nachträglich 
Tatsachen bekanntwerden, bei deren Kenntnis 
die Bestellung hätte versagt werden müs-
sen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „und 3" 
durch die Worte „und § 43 a Abs. 3" 
ersetzt. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

11 a. Nach § 14 a wird folgender neuer § 14 b einge-
fügt: 

„§ 14b 

Vorverfahren 

Wird eine Prüfungsentscheidung angefoch-
ten,  ist ein Vorverfahren nach den §§ 68 bis 73 
VwGO durchzuführen. Den Widerspruchsbe-
scheid erläßt die oberste Landesbehörde, bei 
der der Prüfungsausschuß eingerichtet ist." 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 
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Entwurf 

bb) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. infolge eines körperlichen Gebre-
chens, wegen Schwäche seiner geisti-
gen Kräfte oder wegen einer Sucht 
nicht nur vorübergehend unfähig ist, 
den Beruf eines Wirtschaftsprüfers 
ordnungsgemäß auszuüben." 

cc) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
angefügt: 

„5. sich nicht in geordneten wirtschaftli-
chen Verhältnissen befindet, es sei 
denn, daß dadurch die Interessen der 
Auftraggeber oder anderer Personen 
nicht gefährdet sind." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Bestellung kann, außer nach den 
Vorschriften der Verwaltungsverfahrensge-
setze, widerrufen werden, wenn der Wirt-
schaftsprüfer nicht innerhalb von sechs Mona-
ten nach der Bestellung eine berufliche Nie-
derlassung begründet hat oder eine solche 
nicht unterhält. " 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „und 3" 
durch die Worte „und § 43a Abs. 3" ersetzt. 

e) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„ (6) Vor der Rücknahme und dem Widerruf 
ist die Wirtschaftsprüferkammer zu hören." 

f) Nach Absatz 6 werden folgende Absätze 7 und 
8 angefügt: 

„(7) Ist der Wirtschaftsprüfer wegen einer 
psychischen Krankheit oder einer körperli-
chen, geistigen oder seelischen Behinderung 
zur Wahrnehmung seiner Rechte in dem Ver-
fahren nicht in der Lage, bestellt das Vormund-
schaftsgericht auf Antrag der obersten L andes-
behörde einen Betreuer als gesetzlichen Ver-
treter in dem Verfahren; die Vorschriften des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit bei der Anordnung 
einer Betreuung nach §§ 1896 ff. des Bürgerli-
chen Gesetzbuches sind entsprechend anzu-
wenden. Zum Betreuer soll ein Wirtschaftsprü-
fer bestellt werden. 

(8) Ist die sofortige Vollziehung angeordnet, 
sind § 116 Abs. 2 bis 4, § 117 Abs. 2 und § 121 
entsprechend anzuwenden." 

16. Nach § 20 wird folgender § 20a eingefügt: 

„§ 20a 

Ärztliches Gutachten im Widerrufsverfahren 

Im Verfahren wegen des Widerrufs der Bestel-
lung nach § 20 Abs. 2 Nr. 3 ist § 10a Abs. 1 und 2 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

16. unverändert 
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Entwurf 

entsprechend anzuwenden. Wird das Gutachten 
ohne zureichenden Grund nicht innerhalb der von 
der obersten Landesbehörde gesetzten Frist vor-
gelegt, wird vermutet, daß der Wirtschaftsprüfer 
aus dem Grund des § 20 Abs. 2 Nr. 3, der durch das 
Gutachten geklärt werden soll, nicht nur vorüber-
gehend unfähig ist, seinen Beruf ordnungsgemäß 
auszuüben." 

17. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „oder seine beruf-
liche Tätigkeit ausgeübt wird" gestrichen. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hat der Wirtschaftsprüfer eine berufliche 
Niederlassung noch nicht begründet, entschei-
det die Bestellungsbehörde; hat er seine beruf-
liche Niederlassung aufgegeben und ist er 
seiner Verpflichtung, eine neue berufliche 
Niederlassung zu begründen, nicht nachge-
kommen, entscheidet die oberste Landesbe-
hörde, in deren Land die letzte berufliche 
Niederlassung bestand. " 

c) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Hat der Wirtschaftsprüfer seine berufliche 
Niederlassung außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes begründet oder diese, 
ohne eine neue zu begründen, aufgegeben, ist 
die oberste Landesbehörde des Landes zustän-
dig, in dem die Wirtschaftsprüferkammer ihren 
Sitz hat."  

18. In § 24 Satz 1 wird der Betrag „200 Deutsche 
Mark" geändert in „300 Deutsche Mark". 

19. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Mindestens ein Wirtschaftsprüfer, der Mit-
glied des Vorstandes, Geschäftsführer oder 
persönlich haftender Gesellschafter ist, muß 
seine berufliche Niederlassung am Sitz der 
Gesellschaft haben." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Neben Wirtschaftsprüfern  sind auch 
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater be-
rechtigt, Mitglieder des Vorstandes, Ge-
schäftsführer oder persönlich haftende Gesell-
schafter von Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
ten zu sein. Die oberste Landesbehörde kann 
nach Anhörung der Wirtschaftsprüferkammer 
genehmigen, daß besonders befähigte Perso-
nen, die nicht Wirtschaftsprüfer, vereidigte 
Buchprüfer oder Steuerberater sind und die 
einen mit dem Beruf des Wirtschaftsprüfers 
nach § 43a Abs. 4 Nr. 1 vereinbaren Beruf 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 
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ausüben, neben Wirtschaftsprüfe rn  Vorstands-
mitglieder, Geschäftsführer oder persönlich 
haftende Gesellschafter von Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften werden; die Genehmi-
gung darf nur versagt werden, wenn die beson-
dere Befähigung fehlt oder die Zuverlässigkeit 
nicht vorhanden ist. Die Zahl der Vorstands-
mitglieder, Geschäftsführer oder persönlich 
haftenden Gesellschafter, die nicht Wirt-
schaftsprüfer sind, darf die Zahl der Wirt-
schaftsprüfer im Vorstand, unter den Ge-
schäftsführern oder unter den persönlich haf-
tenden Gesellschaftern nicht erreichen; hat die 
Gesellschaft nur zwei Vorstandsmitglieder, 
Geschäftsführer oder persönlich haftende Ge-
sellschafter, so muß einer von ihnen Wirt-
schaftsprüfer sein." 

20. § 29 Abs. 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2, 
3 und 4 ersetzt: 

„Jede Änderung des Gesellschaftsvertrages oder 
der Satzung oder in der Person der gesetzlichen 
Vertreter ist der obersten Landesbehörde unver-
züglich anzuzeigen. Der Änderungsanzeige ist 
eine öffentlich beglaubigte Abschrift der jeweili-
gen Urkunde beizufügen. Wird die Änderung im 
Handelsregister eingetragen, ist eine öffentlich 
beglaubigte Abschrift der Eintragung nachzurei-
chen. " 

21. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

Bestätigungsvermerke 

Erteilen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften ge-
setzlich vorgeschriebene Bestätigungsvermerke, 
so dürfen diese nur von Wirtschaftsprüfern unter-
zeichnet werden; sie dürfen auch von vereidigten 
Buchprüfern unterzeichnet werden, soweit diese 
gesetzlich befugt sind, Bestätigungsvermerke zu 
erteilen." 

22. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „Satz 1" 
durch die Worte „Sätze 1, 2" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Anerkennung ist zu widerrufen, 
wenn die Gesellschaft in Vermögensverfall 
geraten ist, es sei denn, daß dadurch die 
Interessen der Auftraggeber oder anderer Per-
sonen nicht gefährdet sind." 

23. In § 35 werden die Worte „deren Widerruf" durch 
die Worte „Widerruf, die Genehmigungen nach 
§ 28 Abs. 2 oder 3, deren Erlöschen, Rücknahme 
oder Widerruf" ersetzt. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

20. unverändert 

21. unverändert 

21 a. In § 33 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Auflösung der Gesellschaft ist der ober-
sten Landesbehörde unverzüglich anzuzei-
gen." 

22. unverändert 

23. unverändert 
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24. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Be trag „750 Deutsche 
Mark" geändert in „1 000 Deutsche Mark". 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für das Verfahren auf Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung nach § 28 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 ist eine Gebühr von 400 Deutsche 
Mark an die oberste Landesbehörde zu zah-
len." 

25. Nach § 36 wird folgender neuer Sechster Ab-
schnitt eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 
für das Verwaltungsverfahren 

§ 36a 

Untersuchungsgrundsatz, 
Erhebung personenbezogener Daten, 

Mitwirkungspflicht 

(1) Die oberste Landesbehörde ermittelt den 
Sachverhalt von Amts wegen. Sie bedient sich der 
Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermes-
sen für erforderlich hält. 

(2) Personenbezogene Daten sind von der ober-
sten Landesbehörde bei dem am Verfahren betei-
ligten Bewerber oder Wirtschaftsprüfer zu erhe-
ben, soweit sie für Entscheidungen über 

1. die Zulassung zur Prüfung, 

2. die Rücknahme oder den Widerruf einer Zulas-
sung zur Prüfung, 

3. die Bestellung oder die Wiederbestellung als 
Wirtschaftsprüfer, 

4. die Rücknahme oder den Widerruf der Bestel-
lung als Wirtschaftsprüfer, 

5. die Anerkennung als Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, 

6. die Rücknahme oder den Widerruf der Aner-
kennung als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
oder 

7. die Rücknahme oder den Widerruf einer 
Genehmigung nach § 28 Abs. 2 oder 3 

erforderlich sind. Ohne seine Mitwirkung dürfen 
sie nur erhoben werden, wenn 

1. die Daten ihrer Art nach eine Erhebung bei der 
Wirtschaftsprüferkammer, Gerichten oder Be-
hörden erforderlich machen oder 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

24. unverändert 

25. Nach § 36 wird folgender neuer Sechster Ab-
schnitt eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Datenschutz 

§ 36 a 

Erhebung personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten dürfen von der 
obersten Landesbehörde erhoben werden, soweit 
sie für Entscheidungen über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

erforderlich sind. 

(2) Die Daten sind bei dem am Verfahren 
beteiligten Bewerber oder Wirtschaftsprüfer zu 
erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur 
erhoben werden, wenn 

1. die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe ihrer 
Art nach eine Erhebung bei anderen Personen 
oder Stellen erforderlich macht oder 
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2. die Erhebung beim Bewerber oder Wirtschafts-
prüfer einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde 

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 
überwiegende schutzwürdige Interessen des Be-
werbers oder Wirtschaftsprüfers beeinträchtigt 
werden. Bevor Daten bei anderen Stellen als dem 
Bewerber oder Wirtschaftsprüfer erhoben wer-
den, ist ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Davon kann abgesehen werden, wenn 
nicht damit zu rechnen ist, daß seine Stellung-
nahme den Gang des Verfahrens beeinflußt. 

(3) Der Antrag des Bewerbers oder Wirtschafts-
prüfers auf Gewährung von Rechtsvorteilen ist 
zurückzuweisen, wenn die oberste Landesbe-
hörde infolge seiner Verweigerung der Mitwir-
kung den Sachverhalt nicht hinreichend klären 
kann. Der Bewerber oder Wirtschaftsprüfer ist auf 
diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

§ 36b 

Übermittlung personenbezogener Daten 

Die Wirtschaftsprüferkammer, Gerichte und 
Behörden dürfen der obersten Landesbehörde 
personenbezogene Daten übermitteln, wenn die 
Kenntnis der Daten aus der Sicht der übermitteln-
den Stelle für die Entscheidungen nach § 36a 
Abs. 2 Satz 1 erforderlich ist und soweit hierdurch 
schutzwürdige Interessen des Be troffenen nicht 
beeinträchtigt werden oder das öffentliche Inter-
esse das Geheimhaltungsinteresse des Betroffe-
nen überwiegt. Die Übermittlung unterbleibt, 
wenn besondere gesetzliche Verwendungsrege-
lungen entgegenstehen." 

26. Nach § 36b wird die Überschrift wie folgt 
gefaßt: 

„Siebenter Abschnitt 

Berufsregister". 

27. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 3 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Die Wirtschaftsprüferkammer kann ein Mit-
gliederverzeichnis veröffentlichen. Das Mit-
gliederverzeichnis darf enthalten 

1. bei Wirtschaftsprüfe rn  den Namen und 
Vornamen, die Art der beruflichen Tätig-
keit, die Anschriften der beruflichen Nie-
derlassung und von Zweigniederlassungen 
sowie den Namen, Vornamen und die 
Berufe der Leiter der Zweigniederlassun-
gen; 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2. die Erhebung beim Bewerber oder Wirtschafts-
prüfer einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde 

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 
überwiegende schutzwürdige Interessen des Be-
werbers oder Wirtschaftsprüfers beeinträchtigt 
werden. Bevor Daten bei anderen Stellen als dem 
Bewerber oder Wirtschaftsprüfer erhoben wer-
den, ist ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, es sei denn, daß dadurch der Zweck der 
Erhebungen gefährdet würde. Werden Daten 
statt bei dem Bewerber oder Wirtschaftsprüfer 
bei einer nichtöffentlichen Stelle erhoben, ist 
die Stelle auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben 
hinzuweisen. 

36b 

Übermittlung personenbezogener Daten 

Die Wirtschaftsprüferkammer, Gerichte und 
Behörden dürfen der obersten Landesbehörde 
personenbezogene Daten übermitteln, wenn die 
Kenntnis der Daten aus der Sicht der übermitteln-
den Stelle für die Entscheidungen nach § 36a 
Abs. 2 Satz 1 erforderlich ist, soweit hierdurch 
schutzwürdige Interessen des Be troffenen nicht 
beeinträchtigt werden oder das öffentliche Inter-
esse das Geheimhaltungsinteresse des Betroffe-
nen überwiegt. Die Übermittlung unterbleibt, 
wenn besondere gesetzliche Verwendungsrege-
lungen entgegenstehen." 

26. unverändert 

27. unverändert 
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2. bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften den 
Namen und die Rechtsform der Gesell-
schaft, den Namen und Vornamen, die 
Berufe und die Anschriften der gesetzlichen 
Vertreter, den Namen und Vornamen der 
Gesellschafter und die Anschriften der 
Hauptniederlassung und der Zweignieder-
lassungen sowie den Namen, Vornamen 
und die Berufe der Leiter der Zweignieder-
lassungen." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Auf Verlangen des Mitgliedes muß die 
Eintragung in das Mitgliederverzeichnis un-
terbleiben. Das Mitglied ist von der Wirt-
schaftsprüferkammer auf sein Widerspruchs-
recht hinzuweisen." 

28. § 38 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) Art der beruflichen Tätigkeit (selbständig 
in eigener Praxis oder in einer Sozietät, als 
Vorstandsmitglied, Geschäftsführer oder 
persönlich haftender Gesellschafter einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Buch-
prüfungsgesellschaft oder Steuerbera-
tungsgesellschaft, im Anstellungsverhält-
nis bei einem Wirtschaftsprüfer, einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einem 
genossenschaftlichen Prüfungsverband, 
einer Prüfungsstelle eines Sparkassen- 
und Giroverbandes, einer überörtlichen 
Prüfungseinrichtung für Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts, als 
Vertreter oder Angestellter bei einem 
Angehörigen eines ausländischen Prüfer-
berufes oder einer ausländischen Prü-
fungsgesellschaft, wenn die Vorausset-
zungen für deren Berufsausübung den 
Vorschriften dieses Gesetzes im wesentli-
chen entsprechen) und ihre Veränderun-
gen, " 

b) Es werden folgende Buchstaben e und f ange-
fügt: 

„e) Name, Vorname, Berufe oder Firma und 
die Anschriften der beruflichen Niederlas-
sungen der Sozietätspartner, Name der 
Sozietät und alle Veränderungen, 

f) Tätigkeit als Geschäftsführer einer Euro-
päischen wirtschaftlichen Interessenverei-
nigung;". 

29. Nach § 40 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„ (4) Anträge nach Absatz 1 oder 2 sind unver-
züglich zu stellen." 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 
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30. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Er ist verpflichtet, sich fortzubilden." 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

31. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§ 43a 

Regeln der Berufsausübung 

(1) Wirtschaftsprüfer dürfen ihren Beruf selb-
ständig in eigener Praxis oder in gemeinsamer 
Berufsausübung gemäß § 44b als Vorstandsmit-
glieder, Geschäftsführer oder persönlich haftende 
Gesellschafter von Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften sowie als zeichnungsberechtigte Vertre-
ter oder als zeichnungsberechtigte Angestellte 
bei Wirtschaftsprüfe rn, Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaften, genossenschaftlichen Prüfungsver-
bänden und Prüfungsstellen von Sparkassen- und 
Giroverbänden oder überörtlichen Prüfungsein-
richtungen für Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts ausüben. 

(2) Wirtschaftsprüfer dürfen als Vorstandsmit-
glieder, Geschäftsführer oder persönlich haftende 
Gesellschafter einer Buchprüfungsgesellschaft 
oder einer Steuerberatungsgesellschaft nur tätig 
werden, wenn sie befugt bleiben, Aufträge auf 
gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen, die zu den 
beruflichen Aufgaben eines Wirtschaftsprüfers 
gehören, durchzuführen. Entsprechendes gilt für 
die Tätigkeit als zeichnungsberechtigter Vertre-
ter oder zeichnungsberechtigter Angestellter bei 
einem Angehörigen eines ausländischen Prüfer-
berufes oder einer ausländischen Prüfungsgesell-
schaft, wenn die Voraussetzungen für deren 
Berufsausübung den Vorschriften dieses Gesetzes 
im wesentlichen entsprechen. 

(3) Wirtschaftsprüfer dürfen nicht ausüben 

1. eine gewerbliche Tätigkeit; 

2. jede Tätigkeit auf Grund eines Anstellungsver-
trages mit Ausnahme der in den Absätzen 1 
und 2 sowie in Absatz 4 Nr. 2, 3, 4 und 5 
genannten Fälle; in Ausnahmefällen kann die 
Wirtschaftsprüferkammer eine treuhänderi-
sche Verwaltung in einem Anstellungsverhält-
nis für vereinbar erklären, wenn sie nur vor-
übergehende Zeit dauert und die Übernahme 
der Treuhandfunktion ein Anstellungsverhält-
nis erfordert; 

3. jede Tätigkeit auf Grund eines Beamtenver-
hältnisses oder eines nicht ehrenamtlich aus-
geübten Richterverhältnisses mit Ausnahme 
des in Absatz 4 Nr. 2 genannten Falles. § 44 a 
bleibt unberührt. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

30. unverändert 

31. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§ 43a 

Regeln der Berufsausübung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Vereinbar mit dem Beruf des Wirtschaftsprü-
fers sind 

1. die Ausübung eines freien Berufes auf dem 
Gebiet der Technik und des Rechtswesens und 
eines nach § 44b Abs. 1 sozietätsfähigen 
Berufs; 

2. die Tätigkeit an wissenschaftlichen Instituten 
und als Lehrer an Hochschulen; 

3. die Tätigkeit als Angestellter der Wirtschafts-
prüferkammer; 

4. die Tätigkeit als Angestellter einer nicht 
gewerblich tätigen Personenvereinigung, de-
ren ordentliche Mitglieder zugleich Mitglieder 
der Wirtschaftsprüferkammer sind und deren 
ausschließlicher Zweck die Vertretung der 
beruflichen Belange der Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigten Buchprüfer ist; 

5. die Tätigkeit als Geschäftsführer einer Euro-
päischen wirtschaftlichen Interessenvereini-
gung, deren Mitglieder ausschließlich sozie-
tätsfähige Personen sind; 

6. die Durchführung von Lehr- und Vortragsver-
anstaltungen zur Vorbereitung auf die Prüfun-
gen als Wirtschaftsprüfer und vereidigter 
Buchprüfer und zur Fortbildung der Mitglieder 
der Wirtschaftsprüferkammer; 

7. die freie schriftstellerische, wissenschaftliche 
und künstlerische Tätigkeit und die freie Vor-
tragstätigkeit. " 

32. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

Eigenverantwortliche Tätigkeit 

(1) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit übt 
nicht aus, wer sich als zeichnungsberechtigter 
Vertreter oder als zeichnungsberechtigter Ange-
stellter an Weisungen zu halten hat, die ihn 
verpflichten, Prüfungsberichte und Gutachten 
auch dann zu unterzeichnen, wenn ihr Inhalt sich 
mit seiner Überzeugung nicht deckt. Weisungen, 
die solche Verpflichtungen enthalten, sind unzu-
lässig. Gesetzliche Vertreter und Gesellschafter 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die nicht 
Wirtschaftsprüfer sind, und Mitglieder des Auf-
sichtsrats der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
dürfen auf die Durchführung von Abschlußprü-
fungen nicht in einer Weise Einfluß nehmen, die 
die Unabhängigkeit des verantwortlichen Wirt-
schaftsprüfers beeinträchtigt. 

(2) Die Eigenverantwortlichkeit wird nicht 
schon dadurch ausgeschlossen, daß für gesetz- 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(4) Vereinbar mit dem Beruf des Wirtschaftsprü-
fers sind 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die Tätigkeit als Angestellter einer nicht 
gewerblich tätigen Personenvereinigung, de-
ren ordentliche Mitglieder Wirtschaftsprü-
fer, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, verei-
digte Buchprüfer oder Buchprüfungsgesell-
schaften oder Personen und Personengesell-
schaften sind, die die Voraussetzungen des 
§ 44b Abs. 2 Satz 1 erfüllen, und deren 
ausschließlicher Zweck die Vertretung der 
beruflichen Belange der Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigten Buchprüfer ist und in der 
Wirtschaftsprüfer, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften, vereidigte Buchprüfer oder Buch-
prüfungsgesellschaften die Mehrheit haben; 

5. unverändert 

6. die Durchführung von Lehr- und Vortragsver-
anstaltungen zur Vorbereitung auf die Prüfun-
gen als Wirtschaftsprüfer, vereidigter Buchprü-
fer und Steuerberater und zur Fortbildung der 
Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer; 

7. unverändert 

32. unverändert 
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liche Vertreter von Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften und für bei Wirtschaftsprüfern oder Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften angestellte Wirt-
schaftsprüfer eine Mitzeichnung durch einen 
anderen Wirtschaftsprüfer oder bei genossen-
schaftlichen Prüfungsverbänden, Prüfungsstellen 
von Sparkassen- und Giroverbänden oder über-
örtlichen Prüfungseinrichtungen für Körperschaf-
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts durch 
einen zeichnungsberechtigten Vertreter des Prü-
fungsverbandes, der Prüfungsstelle oder der Prü-
fungseinrichtung vereinbart ist." 

33. Nach § 44a wird folgender § 44b eingefügt: 

„§ 44b 

Gemeinsame Berufsausübung 

(1) Wirtschaftsprüfer dürfen ihren Beruf mit 
natürlichen und juristischen Personen sowie mit 
Personengesellschaften, die der Berufsaufsicht 
einer Berufskammer eines freien Berufes im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes unterliegen und ein 
Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 Abs. 1 
Nr. 3 der Strafprozeßordnung haben, örtlich und 
überörtlich in Gesellschaften bürgerlichen Rechts 
(Sozietäten) gemeinsam ausüben. 

(2) Eine gemeinsame Berufsausübung mit 
natürlichen und juristischen Personen sowie mit 
Personengesellschaften, die in einem ausländi-
schen Staat als sachverständige Prüfer ermächtigt 
oder bestellt sind, ist zulässig, wenn die Voraus-
setzungen für ihre Ermächtigung oder Bestellung 
den Vorschriften dieses Gesetzes im wesentlichen 
entsprechen und sie in dem ausländischen Staat 
ihren Beruf gemeinsam mit Wi rtschaftsprüfern 
ausüben dürfen. Eine gemeinsame Berufsaus-
übung ist weiter zulässig mit Rechtsanwälten, 
Patentanwälten und Steuerberatern anderer 
Staaten, wenn diese einen nach Ausbildung und 
Befugnissen der Bundesrechtsanwaltsordnung, 
der Patentanwaltsordnung oder dem Steuerbera-
tungsgesetz entsprechenden Beruf ausüben und 
mit Rechtsanwälten, Patentanwälten oder Steuer-
beratern im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ihren Beruf in Sozietäten ausüben dürfen. 

(3) Die Wirtschaftsprüferkammer hat ein Ein-
sichtsrecht in die Verträge über die gemeinsame 
Berufsausübung. Erforderliche Auskünfte sind 
auf Verlangen zu erteilen. 

(4) Wirtschaftsprüfer dürfen ihren Beruf in 
Sozietäten nur ausüben, wenn alle Sozietätspart-
ner eine Berufshaftpflichtversicherung abschlie-
ßen und aufrechterhalten, die den Anforderungen 
entspricht, die für Wirtschaftsprüfer gelten. Der 
Versicherungsschutz ist der Wirtschaftsprüfer-
kammer unverzüglich nachzuweisen. Die Wirt-
schaftsprüferkammer kann von den Bestimmun-
gen dieses Absatzes Ausnahmen zulassen, wenn 
die Sozietätspartner im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes keine berufliche Niederlassung unter-
halten und keine Berufstätigkeit ausüben. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 
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(5) Wirtschaftsprüfer haben die gemeinsame 
Berufsausübung unverzüglich zu beenden, wenn 
sie auf Grund des Verhaltens eines Sozietätspart-
ners ihren beruflichen Pflichten nicht mehr unein-
geschränkt nachkommen können." 

34. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 

Zweigniederlassungen 

Zweigniederlassungen müssen jeweils von we-
nigstens einem Wirtschaftsprüfer geleitet werden, 
der seine berufliche Niederlassung am Ort der 
Zweigniederlassung hat. Für Zweigniederlassun-
gen von in eigener Praxis tätigen Wirtschaftsprü-
fern kann die Wirtschaftsprüferkammer Ausnah-
men zulassen. 

35. Nach § 51 a wird folgender § 51 b eingefügt: 

„§ 51b 

Handakten 

(1) Der Wirtschaftsprüfer muß durch Anlegung 
von Handakten ein zutreffendes Bild über die von 
ihm entfaltete Tätigkeit geben können. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer hat die Handakten auf 
die Dauer von sieben Jahren nach Beendigung 
des Auftrags aufzubewahren. Diese Verpflich-
tung erlischt jedoch schon vor Beendigung dieses 
Zeitraums, wenn der Wirtschaftsprüfer den Auf-
traggeber aufgefordert hat, die Handakten in 
Empfang zu nehmen, und der Auftraggeber die-
ser Aufforderung binnen sechs Monaten, nach-
dem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen 
ist. 

(3) Der Wirtschaftsprüfer kann seinem Auftrag-
geber die Herausgabe der Handakten verwei-
gern, bis er wegen seiner Vergütung und Ausla-
gen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die 
Vorenthaltung der Handakten oder einzelner 
Schriftstücke nach den Umständen unangemes-
sen wäre. 

(4) Handakten im Sinne der Absätze 2 und 3 
sind nur die Schriftstücke, die der Wirtschaftsprü-
fer aus Anlaß seiner beruflichen Tätigkeit von 
dem Auftraggeber oder für ihn erhalten hat, nicht 
aber der Briefwechsel zwischen dem Wirtschafts-
prüfer und seinem Auftraggeber, die Schrift-
stücke, die dieser bereits in Urschrift oder 
Abschrift erhalten hat, sowie die zu internen 
Zwecken gefertigten Arbeitspapiere. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, 
soweit sich der Wirtschaftsprüfer zum Führen 
von Handakten der elektronischen Datenver-
arbeitung bedient. In anderen Gesetzen ge-
troffene Regelungen über die Pflichten zur Aufbe-
wahrung von Geschäftsunterlagen bleiben unbe-
rührt. " 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

34. unverändert 

35. unverändert 
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36. § 52 erhält folgende Fassung: 

„§ 52 

Kundmachung und berufswidrige Werbung 

Der Wirtschaftsprüfer ist zu berufswürdigem 
Verhalten bei der Kundmachung seiner Tätigkeit 
und bei der Auftragsübernahme verpflichtet. 
Berufswidrige Werbung ist ihm nicht gestattet. 
Eine Werbung ist nicht berufswidrig, soweit sie 
die Grenzen der sachlichen Information über das 
Dienstleistungsangebot des Wirtschaftsprüfers 
nicht überschreitet, nicht reklamehaft und nicht 
auf die Erteilung eines Auftrages im Einzelfall 
gerichtet ist. " 

37. § 53 erhält folgende Fassung: 

„§ 53 

Wechsel des Auftraggebers 

Der Wirtschaftsprüfer darf in einer Sache, in der 
er oder eine Person oder eine Personengesell-
schaft, mit der er seinen Beruf gemeinsam ausübt, 
bereits tätig war, für einen anderen Auftraggeber 
nur tätig werden, wenn der bisherige und der 
neue Auftraggeber einverstanden sind." 

38. Nach § 54 wird folgender § 54 a eingefügt: 

„§ 54a 

Vertragliche Begrenzung von Ersatzansprüchen 

(1) Der Anspruch des Auftraggebers aus dem 
zwischen ihm und dem Wirtschaftsprüfer beste-
henden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahr-
lässig verursachten Schadens kann beschränkt 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 
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37. unverändert 

37a. § 54 erhält folgende Fassung: 

„§ 54 

Berufshaftpflichtversicherung 

(1) Selbständige Wirtschaftsprüfer und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften sind verpflichtet, 
eine Berufshaftpflichtversicherung zur Dek-
kung der sich aus ihrer Berufstätigkeit ergeben-
den Haftpflichtgefahren für Vermögensschäden 
abzuschließen und die Versicherung während 
der Dauer ihrer Bestellung oder Anerkennung 
aufrechtzuerhalten. Die Mindestversicherungs-
summe für den einzelnen Versicherungsfall 
muß den in § 323 Abs. 2 Satz 1 HGB bezeichne-
ten Umfang betragen. Zuständige Stelle im 
Sinne des § 158c Abs. 2 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag ist die Wirtschaftsprüfer-
kammer. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die näheren Vorschriften über den Abschluß, 
die Aufrechterhaltung, den Inhalt und den 
Umfang der Haftpflichtversicherung sowie über 
die Haftungsausschlüsse durch Versicherungs-
vertrag." 

38. unverändert 
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1. durch schriftliche Vereinbarung im Einzelfall 
bis zur Mindesthöhe der Deckungssumme 
nach § 54 Abs. 2; 

2. durch vorformulierte Vertragsbedingungen 
auf den vierfachen Betrag der Mindesthöhe der 
Deckungssumme nach § 54 Abs. 2, wenn 
insoweit Versicherungsschutz besteht. 

(2) Die persönliche Haftung von Sozietätspart-
nern (§ 44 b) auf Schadensersatz kann auch durch 
vorformulierte Vertragsbedingungen auf ein-
zelne namentlich bezeichnete Sozietätspartner 
beschränkt werden, die die vertragliche Leistung 
erbringen sollen. " 

39. Nach § 55 wird folgender § 55a eingefügt: 

„§ 55a 

Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer darf keine Vereinba-
rung schließen, durch welche die Höhe der Ver-
gütung vom Ergebnis seiner Tätigkeit als Wirt-
schaftsprüfer abhängig gemacht wird. 

(2) Die Abgabe und Entgegennahme eines Teils 
der Vergütung oder sonstiger Vorteile für die 
Vermittlung von Aufträgen, gleichviel ob im Ver-
hältnis zu einem Wirtschaftsprüfer oder Dritten, 
ist unzulässig. 

(3) Die Abtretung von Vergütungsforderungen 
oder die Übertragung ihrer Einziehung an  einen 
nicht als Wirtschaftsprüfer bestellten Dritten, ins-
besondere an ein Inkassobüro, ist unzulässig, es 
sei denn, die Forderung ist rechtskräftig festge-
stellt, ein erster Vollstreckungsversuch fruchtlos 
ausgefallen und die Pflicht zur Verschwiegenheit 
(§ 43 Abs. 1 Satz 1) wird nicht beeinträchtigt." 

40. In § 56 Abs. 1 werden die Worte „Die §§ 43, 49 bis 
53" durch die Worte „§ 43, § 43a Abs. 3 und 4, 
§ 44b, §§ 49 bis 53, § 54a und § 55a" ersetzt. 

41. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird in Nummer 12 nach dem Wort 
„führen" der Punkt durch einen Strichpunkt 
ersetzt und folgende Nummer 13 angefügt: 

„ 13. Fürsorgeeinrichtungen für Wirtschafts-
prüfer und vereidigte Buchprüfer sowie 
deren Hinterbliebene zu schaffen." 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 
4 angefügt: 

„(3) Die Wirtschaftsprüferkammer kann 
nach Anhörung der Arbeitsgemeinschaft für 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

39. unverändert 

40. unverändert 

41. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 
4 angefügt: 

„(3) Die Wirtschaftsprüferkammer kann 
nach Anhörung der Arbeitsgemeinschaft für 
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das wirtschaftliche Prüfungswesen eine Sat-
zung über die Rechte und Pflichten bei der 
Ausübung der Berufe des Wirtschaftsprüfers 
und des vereidigten Buchprüfers (Berufssat-
zung) erlassen; die Berufssatzung wird vom 
Beirat der Wirtschaftsprüferkammer beschlos-
sen. Die Berufssatzung und deren Änderungen 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmi-
gung des Bundesministeriums für Wirtschaft. 

(4) Die Berufssatzung kann im Rahmen der 
Vorschriften dieses Gesetzes insbesondere 
näher regeln: 

1. Allgemeine Berufspflichten 

a) Unabhängigkeit, Gewissenhaftigkeit, Ver-
schwiegenheit, Eigenverantwortlichkeit; 

b) berufswürdiges Verhalten; 

c) Wechsel des Auftraggebers und Verbot 
der Vertretung widerstreitender Interes-
sen; 

d) vereinbare und unvereinbare Tätigkei-
ten; 

e) Berufshaftpflichtversicherung 	sowie 
Haftungsausschlüsse und Haftungsbe-
grenzungen; 

f) Vereinbarung und Abrechnung der Ver-
gütung der beruflichen Tätigkeit und 
deren Beitreibung; 

g) Umgang mit fremden Vermögenswer-
ten; 

h) Fortbildung; 

i) Ausbildung des Berufsnachwuchses so-
wie der Fachgehilfen in steuer- und wirt-
schaftsberatenden Berufen; 

j) Siegelführung; 

k) Verbot der Mitwirkung bei unbefugter 
Hilfeleistung in Steuersachen; 

1) Verbot der Verwertung von Berufsge-
heimnissen. 

2. Besondere Berufspflichten bei der Durch-
führung von Prüfungen und der Erstattung 
von Gutachten 

a) Unbefangenheit, Unparteilichkeit und 
Versagung der Tätigkeit; 

b) Ausschluß als Prüfer oder Gutachter. 

3. Besondere Berufspflichten 

a) im Zusammenhang mit der Annahme, 
Wahrnehmung und Beendigung eines 
Auftrags und bei der Nachfolge im Man-
dat; 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

das wirtschaftliche Prüfungswesen eine Sat-
zung über die Rechte und Pflichten bei der 
Ausübung der Berufe des Wirtschaftsprüfers 
und des vereidigten Buchprüfers (Berufssat-
zung) erlassen; die Berufssatzung wird vom 
Beirat der Wirtschaftsprüferkammer beschlos-
sen. Die Satzung tritt drei Monate nach Über-
mittlung an das Bundesministerium für Wirt-
schaft in Kraft, soweit nicht das Bundesmini-
sterium far Wirtschaft die Satzung oder Teile 
derselben aufhebt." 

(4) Die Berufssatzung kann im Rahmen der 
Vorschriften dieses Gesetzes näher regeln: 

1. Allgemeine Berufspflichten 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

h) entfällt 

h) unverändert 

i) unverändert 

j) unverändert 

k) unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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b) bei der Führung von Handakten; 

c) bei der gemeinsamen Berufsausübung; 

d) bei der Errichtung und Tätigkeit von 
Berufsgesellschaften; 

e) bei grenzüberschreitender Tätigkeit; 

f) gegenüber Gerichten, Behörden, der 
Wirtschaftsprüferkammer und anderen 
Mitgliedern der Wirtschaftsprüferkam-
mer. 

4. Besondere Berufspflichten im Zusammen-
hang mit erlaubter Kundmachung und 
berufswidriger Werbung 

a) Berufsbezeichnung, Voraussetzungen 
für Angaben über selbst benannte Inter-
essenschwerpunkte; 

b) Kundmachung beruflicher Niederlas-
sungen; 

c) Kundmachung der gemeinsamen Be-
rufsausübung; 

d) Grenzen der sachlichen Information über 
das Dienstleistungsangebot, Kriterien 
für eine reklamehafte Werbung, der 
Mandatswerbung und der Drittwer-
bung. 

5. Besondere Berufspflichten zur Sicherung 
der Qualität der Berufsarbeit in den Aufga-
ben nach § 2 Abs. 1." 

42. In § 58 wird das Wort  „vertretungsberechtigte" 
gestrichen. 

43. § 59 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Wahl der Beiratsmitglieder erfolgt 
getrennt nach Gruppen. Die Gruppe der Mitglie-
der nach § 58 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 wählt 
entsprechend der Zahl der Mitglieder der Wirt-
schaftsprüferkammer, die dieser Gruppe am 
ersten Tag des der Einladung zur Mitgliederver-
sammlung vorausgegangenen Monats angehö-
ren, eine in der Satzung bestimmte Anzahl von 
Beiratsmitgliedern. Die Gruppe der anderen 
stimmberechtigten Mitglieder (§ 128 Abs. 3) wählt 
eine Anzahl von Beiratsmitgliedern, die sich nach 
der Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der 
Wirtschaftsprüferkammer, die dieser Gruppe an 
dem in Satz 2 bezeichneten Tag angehören, 
bemißt. Mindestens eine Zahl von einem Beirats-
mitglied mehr als die Hälfte der Zahl aller Beirats-
mitglieder muß jedoch von der Gruppe der in 
Satz 2 genannten Mitglieder gewählt werden. Die 
Sätze 1 bis 4 finden auf die Wahl der Vorstands-
mitglieder entsprechende Anwendung; die Wahl 
des Präsidenten der Wirtschaftsprüferkammer 
erfolgt durch den gesamten Beirat." 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

42. unverändert 

43. entfällt 
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44. Nach § 61 wird folgender § 61 a eingefügt: 

„§ 61a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an die Wirtschaftsprüferkammer 

Gerichte und Behörden dürfen der Wirtschafts-
prüferkammer zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 57 Abs. 2 Nr. 4 personenbezogene Daten über-
mitteln, wenn die Kenntnis der Daten aus der 
Sicht der übermittelnden Stelle hierfür erforder-
lich ist und soweit hierdurch schutzwürdige Inter-
essen des Betroffenen nicht beeinträchtigt wer-
den oder das öffentliche Interesse das Geheimhal-
tungsinteresse des Betroffenen überwiegt. Die 
Übermittlung unterbleibt, wenn besondere ge-
setzliche Verwendungsregelungen entgegenste-
hen."  

45. In § 68 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark" durch die Worte 
„bis zu einhunderttausend Deutsche Mark" 
ersetzt. 

46. § 74 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Der Senat für Wirtschaftsprüfersachen 
beim Bundesgerichtshof besteht aus einem Vor-
sitzenden sowie zwei Mitgliedern des Bundesge-
richtshofs und zwei Wirtschaftsprüfern als Beisit-
zer." 

47. In § 75 werden nach Absatz 4 folgende Absätze 5 
und 6 angefügt: 

„(5) Die Landesjustizverwaltung und das Bun-
desministerium der Justiz können einen von 
ihnen berufenen ehrenamtlichen Richter auf sei-
nen Antrag aus dem Amt entlassen, wenn er durch 
Krankheit oder Gebrechen auf nicht absehbare 
Zeit gehindert ist, sein Amt ordnungsgemäß aus-
zuüben. 

(6) Das Amt eines ehrenamtlichen Richters, der 
zum ehrenamtlichen Richter bei einem Gericht 
des höheren Rechtszuges berufen wird, endet mit 
seiner Ernennung. " 

48. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Das berufsgerichtliche Verfahren ist fortzu-
setzen, wenn die Sachaufklärung so gesichert 
erscheint, daß sich widersprechende Entschei-
dungen nicht zu erwarten sind, oder wenn im 
strafgerichtlichen Verfahren aus Gründen 
nicht verhandelt werden kann, die in der 
Person des Wirtschaftsprüfers liegen." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Wird ein berufsgerichtliches Verfahren 
nach Absatz 1 Satz 3 fortgesetzt, ist die Wie-
deraufnahme des rechtskräftig abgeschlosse-
nen berufsgerichtlichen Verfahrens auch zu- 
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46. unverändert 

47. unverändert 

48. unverändert 
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lässig, wenn die tatsächlichen Feststellungen, 
auf denen die Verurteilung oder der Freispruch 
im berufsgerichtlichen Verfahren beruht, den 
Feststellungen im strafgerichtlichen Verfahren 
widersprechen. Den Antrag auf Wiederauf-
nahme des Verfahrens kann die Staatsanwalt-
schaft oder der Wirtschaftsprüfer binnen eines 
Monats nach Rechtskraft des Urteils im strafge-
richtlichen Verfahren stellen." 

49. § 111 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Sind dringende Gründe für die Annahme 
vorhanden, daß gegen einen Wi rtschaftsprüfer 
auf Ausschließung aus dem Beruf erkannt werden 
wird, so kann gegen ihn durch Beschluß ein 
vorläufiges Berufsverbot verhängt werden. § 83 
Abs. 1 Satz 1 und 2 ist nicht anzuwenden." 

50. § 112 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„In der ersten Ladung ist die dem Wirtschaftsprü-
fer zur Last gelegte Pflichtverletzung durch 
Anführung der sie begründenden Tatsachen zu 
bezeichnen; ferner sind die Beweismittel anzuge-
ben."  

51. § 115 wird folgender Satz angefügt: 

„War der Wirtschaftsprüfer bei der Verkündung 
des Beschlusses nicht anwesend, ist ihm zusätz-
lich der Beschluß ohne Gründe unverzüglich nach 
der Verkündung zuzustellen." 

52. § 124 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „Erlöschens oder 
Zurücknahme" durch die Worte „Erlöschens, 
Rücknahme oder Widerrufs" ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Wird das Verfahren nach § 103 Abs. 3 Nr. 2 
eingestellt, kann das Gericht dem Wirtschafts-
prüfer die in dem Verfahren entstandenen 
Kosten ganz oder teilweise auferlegen, wenn 
es dies für angemessen erachtet."  

53. § 126a wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„ (6) Eintragungen über strafgerichtliche Verur-
teilungen oder über andere Entscheidungen in 
Verfahren wegen Straftaten, Ordnungswidrigkei-
ten oder der Verletzung von Berufspflichten, die 
nicht zu einer berufsgerichtlichen Maßnahme 
oder Rüge geführt haben, sowie über Belehrun-
gen der Wirtschaftsprüferkammer sind auf Antrag 
des Wirtschaftsprüfers nach fünf Jahren zu tilgen. 
Absatz 1 Satz 2, Absätze 2 und 3 gelten entspre-
chend." 

54. § 128 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Frauen können die Berufsbezeichnung ,verei-
digte Buchprüferin' führen." 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 
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55. § 129 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vereidigte Buchprüfer sind befugt, ihre 
Auftraggeber in steuerlichen Angelegenheiten 
nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften zu 
beraten und zu vertreten. In Angelegenheiten, die 
das Abgabenrecht fremder Staaten betreffen, sind 
sie zur geschäftsmäßigen Hilfe in Steuersachen 
befugt; die entsprechenden Befugnisse Dritter 
bleiben unberührt. 

(3) Vereidigte Buchprüfer sind weiter befugt 

1. unter Berufung auf ihren Berufseid auf den 
Gebieten des bet rieblichen Rechnungswesens 
als Sachverständige aufzutreten; 

2. in wirtschaftlichen Angelegenheiten zu bera-
ten und fremde Interessen zu wahren; 

3. zur treuhänderischen Verwaltung." 

56. § 130 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Sechsten 
Abschnitts" durch die Worte „Sechsten und 
Siebenten Abschnitts" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Fünften und 
Sechsten Abschnitts" durch die Worte „Fünf

-

ten, Sechsten und Siebenten Abschnitts" 
ersetzt. 

57. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. wenigstens drei Jahre Prüfungstätigkeit 
oder eine Tätigkeit nach § 9 Abs. 1 Satz 2 
nachweist; eine Tätigkeit nach § 9 Abs. 3 
kann bis zur Höchstdauer von einem Jahr 
auf die Prüfungstätigkeit angerechnet 
werden; § 9 Abs. 1 Satz 3 und 4, Abs. 2, 
4 und 5 findet entsprechende Anwen-
dung."  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach der Verweisung „§§ 7, 
10" die Verweisung „ ,10 a " eingefügt; 

bb) in Satz 2 wird der Betrag „400 Deutsche 
Mark" geändert in „600 Deutsche 
Mark"; 

cc) folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Tritt der Bewerber im Falle des § 131a 
Abs. 1 Satz 2 vor Beginn der mündlichen 
Prüfung zurück, so ist die Gebühr für das 
Prüfungsverfahren zur Hälfte zu erstat-
ten."  
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55. unverändert 

56. § 130 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf Buchprüfungsgesellschaften finden 
§ 1 Abs. 3 und § 3 sowie die Bestimmungen des 
Fünften, Sechsten und Siebenten Abschnitts 
des Zweiten Teils und des Dritten Teils ent-
sprechende Anwendung, wobei die an verei-
digte Buchprüfer und Buchprüfungsgesell-
schaften gestellten Anforderungen auch 
durch Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften erfüllt werden können." 

57. unverändert 
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58. § 131a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „und Berufsrecht" 
durch die Worte „einschließlich des Berufs-
rechts" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „aus den in Satz 1 
bezeichneten Prüfungsgebieten" durch die 
Worte „aus einem oder mehreren der in Satz 1 
genannten Prüfungsgebiete" ersetzt. 

59. § 131 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „ gemein-
sam mit einer oder mehreren anderen Perso-
nen aus (Sozietät)" durch die Worte „in einer 
Sozietät (

§ 

 44b) aus" ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach der Verweisung „

§§ 

 7, 
10" die Verweisung „ ,10a" eingefügt; 

bb) in Satz 2 wird der Betrag „400 Deutsche 
Mark" geändert in „600 Deutsche 
Mark"; 

cc) folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Tritt der Bewerber in den Fällen des 
§ 131 e Abs. 5 Satz 1 oder Abs. 6 vor Beginn 
der mündlichen Prüfung zurück, so ist die 
Gebühr für das Prüfungsverfahren zur 
Hälfte zu erstatten." 

60. In § 131 e Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und das 
Berufsrecht" durch die Worte „einschließlich des 
Berufsrechts" ersetzt. 

61. In § 131f Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Sech-
sten Abschnitts" durch die Worte „Sechsten und 
Siebenten Abschnitts" ersetzt. 

62. In § 131 g Abs. 3 Satz 7 wird der Be trag „500 Deut-
sche Mark" geändert in „650 Deutsche Mark". 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

58. § 131a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „und Berufs-
recht" durch die Worte „einschließlich des 
Berufsrechts" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „aus den in 
Satz 1 bezeichneten Prüfungsgebieten" 
durch die Worte „aus einem oder mehre-
ren der in Satz 1 genannten Prüfungsge-
biete" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) § 14 b gilt entsprechend." 

59. unverändert 

60. § 131e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „und das 
Berufsrecht" durch die Worte „einschließlich 
des Berufsrechts" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) § 14b gilt entsprechend" 

61. unverändert 

62. unverändert 

62a. Dem § 131h wird folgender Absatz 4 ange-
fügt 

„(4) § 14 b gilt entsprechend." 

62b. Dem § 131j wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 14 b gilt entsprechend." 
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Entwurf 

63. § 131k wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „einer der Gründe 
des § 10 Abs. 2 Nr. 1 oder 2" durch die Worte 
„der Grund des § 10 Abs. 2 Nr. 1" ersetzt. 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„§ 10a findet entsprechende Anwendung." 

64. In § 132 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Geldbuße" die Worte „bis zu zehntausend Deut-
sche Mark" eingefügt. 

65. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Ordnungswidrig handelt, wer die 
Bezeichnung „Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft" oder „Buchprüfungsgesellschaft" oder 
eine einer solchen zum Verwechseln ähnliche 
Bezeichnung für eine Gesellschaft gebraucht, 
obwohl diese nicht als solche anerkannt ist. " 

b) In Absatz 2 werden die Worte „zehntausend 
Deutsche Mark" durch die Worte „zwanzig-
tausend Deutsche Mark" ersetzt. 

66. § 134 a wird wie folgt geändert: 

In Absatz 5 Satz 2 wird nach der Verweisung 
„§§  7, 10" die Verweisung „10 a" eingefügt und 
wird der Betrag „400 Deutsche Mark" geändert in 
„600 Deutsche  Mark".  

67. Nach § 137 wird folgender § 137a eingefügt: 

„§ 137a 

Anpassung der Höhe der Gebühren 

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die Höhe der in den § 14 a 
Abs. 1 und 2, § 15 Abs. 2, §§ 24, 36 Abs. 1 und 2, 
§ 131 Abs. 4 Satz 2, § 131c Abs. 6 Satz 2, § 131g 
Abs. 3 Satz 7 und § 134a Abs. 5 Satz 2 geregelten 
Gebühren abweichend von diesem Gesetz festzu-
legen, soweit dies zur Deckung des mit den 
Amtshandlungen, Prüfungen oder Untersuchun-
gen verbundenen Personal- und Sachaufwandes 
erforderlich ist; bei begünstigenden Amtshand-
lungen ist daneben die Bedeutung, der wirtschaft-
liche Wert oder der sonstige Nutzen für den 
Gebührenschuldner angemessen zu berücksichti-
gen. 

(2) Für die Bemessung der Gebührenhöhe ist 
das zum Fälligkeitszeitpunkt geltende Recht maß-
gebend. Bei Gebühren, die mit der Antragstellung 
zu entrichten sind, bemißt sich deren Höhe nach 
dem bei der Antragstellung geltenden Recht. 

68. Die §§ 14, 48 Abs. 2, §§ 55, 57 Abs. 2 Nr. 11, 
§ 60 Satz 2, § 61 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 66 
Satz 1, 2, § 75 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1, 2, § 77 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

63. unverändert 

64. unverändert 

65. unverändert 

66. § 134a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 2 wird nach der Verweisung 
„§§ 7, 10" die Verweisung „10a" eingefügt 
und wird der Betrag „400 Deutsche Mark" 
geändert in „600 Deutsche Mark". 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) § 14 b gilt entsprechend." 

67. unverändert 

68. unverändert 
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Entwurf 

Abs. 2 Satz 1, § 99 Abs. 2 Satz 1, §§ 131d, 1311, 
134a Abs. 5 Satz 4, § 136 Abs. 1 Satz 2, § 137 
werden wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Der Bundesminister für Wirt-
schaft", „des Bundesministers für Wirtschaft", 
„den Bundesminister für Wirtschaft", „der 
Bundesminister der Justiz", „des Bundesmini-
sters der Justiz", „dem Bundesminister der 
Justiz", „dem Bundesminister der Finanzen" 
werden durch die Worte „Das Bundesministe-
rium für Wirtschaft", „des Bundesministeriums 
für Wirtschaft", „das Bundesministerium der 
Justiz", „des Bundesministeriums der Justiz", 
„dem Bundesministerium der Justiz", „dem 
Bundesministerium der Finanzen" ersetzt. 

b) In § 66 Satz 2 wird das Wort „Er" durch das 
Wort  „Es" ersetzt. 

Artikel 2 

Übergangsvorschriften 

(1) Soweit ein Bewerber vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den Antrag auf Zulassung zur Prü-
fung gestellt hat, sind die bisherigen Vorschriften über 
die Zulassung und die Prüfung anzuwenden. 

(2) Soweit ein Bewerber nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den Antrag auf Zulassung zur Prü-
fung stellt, sind die bisherigen Vorschriften über die 
Zulassung und die Prüfung anzuwenden, wenn er dies 
im Antrag auf Zulassung zur Prüfung erklärt hat. Ein 
Antrag mit einer solchen Erklärung kann nur inner-
halb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestellt werden. 

(3) Hinsichtlich der Gebühren sind die Vorschriften 
in der nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassung anzuwenden. Im übrigen gilt § 137 a 
Abs. 2 entsprechend. 

Artikel 3 

Neubekanntmachung 

Das Bundesministerium für Wirtschaft kann den 
Wortlaut der Wirtschaftsprüferordnung in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 
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Bericht des Abgeordneten Josef Grünbeck 

A. Der Gang des Verfahrens 

I. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksa-
che 12/5685 — wurde in der 179. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 30. September 1993 zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft 
und zur Mitberatung an den Rechtsausschuß und den 
Finanzausschuß überwiesen. 

II. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben wie folgt 
votiert: 

Der Rechtsausschuß hat am 27. Ap ril 1994 bei Enthal-
tung der Gruppe der PDS/Linke Liste und Abwesen-
heit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Annahme der Vorlage empfohlen, vorbehaltlich nach-
folgender Änderungen: 

1. In Artikel 1 Nr. 31 ist § 43a Abs. 4 Nr. 4 wie folgt zu 
ändern: 

„4. die Tätigkeit als Angestellter einer nicht 
gewerblich tätigen Personenvereinigung, de-
ren ordentliche Mitglieder Wirtschaftsprüfer, 
Wirtschaftsprüfergesellschaften, vereidigte 
Buchprüfer oder Buchprüfergesellschaften 
oder Personen und Personengesellschaf ten 
sind, die die Voraussetzungen des § 44 b Abs. 2 
Satz 1 erfüllen, und deren ausschließlicher 
Zweck die Vertretung der beruflichen Bel ange 
der Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buch-
prüfer ist und in der Wirtschaftsprüfer, Wirt-
schaftsprüfergesellschaften, vereidigte Buch-
prüfer oder Buchprüfergesellschaften die 
Mehrheit haben;". 

2. Artikel 1 Nr. 36 ist wie folgt zu ändern: 

„§ 52 

Werbung 

Werbung ist dem Wirtschaftsprüfer nur erlaubt, 
soweit sie über die berufliche Tätigkeit in Form und 
Inhalt sachlich unterrichtet und nicht auf die Ertei-
lung eines Auftrags im Einzelfall gerichtet ist." 

3. In Artikel 1 Nr. 41 ist 

a) § 57 Abs. 3 Satz 2 wie folgt zu ändern: 

„Die Satzung tritt drei Monate nach Übermitt-
lung an  das Bundesministerium für Wirtschaft in 
Kraft, soweit nicht das Bundesministerium für 
Wirtschaft die Satzung oder Teile derselben 
aufhebt. ", 

b) in § 57 Abs. 4 das Wort „insbesondere" zu 
streichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 43 (§ 59 Abs. 3) empfiehlt der 
Rechtsausschuß dem federführenden Ausschuß für 
Wirtschaft, die verfassungsrechtliche Wertung in der 
neuerlichen Stellungnahme des BMJ vom 22. Februar 
1994 zu bedenken. 

Der Finanzausschuß hat dem federführenden Aus-
schuß für Wirtschaft mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und den Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Enthaltung der Gruppe der PDS/Linke Liste und bei 
Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
am 10. November 1993 vorgeschlagen, dem Deut-
schen Bundestag die Annahme der Vorlage zu emp-
fehlen. 

III. 

In der 79. Sitzung am 18. Mai 1994 hat der Ausschuß 
für Wirtschaft den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung beraten und die Änderung der Wirtschaftsprü-
ferordnung in der Fassung der als Ausschuß-Drucksa-
che 617/12 vorliegenden Formulierungshilfe der Bun-
desregierung einstimmig beschlossen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich insbesondere die 
Empfehlungen des Rechtsausschusses uneinge-
schränkt zu eigen gemacht, die darauf abzielen, in den 
Berufsgesetzen der Wirtschaftsprüfer, der Rechtsan-
wälte und der Steuerberater für Bleichgelagerte Sach-
verhalte auch gleiche Regelungen zu normieren. 

Hinsichtlich der Frage der Gruppeneinteilung bei den 
Wahlen zur Wirtschaftsprüferkammer teilt der Aus-
schuß für Wirtschaft — einer Empfehlung des Rechts-
ausschusses folgend — die verfassungsrechtliche 
Wertung des Bundesministeriums der Justiz: Danach 
ist die geltende Regelung des § 59 Abs. 3 der Wirt-
schaftsprüferordnung gegenüber der Regelung des 
Regierungsentwurfs vorzuziehen. Der Vorschlag des 
Regierungsentwurfs wurde gestrichen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat auch die vom Rechts-
ausschuß empfohlene Regelung übernommen, die die 
Kriterien für die ausnahmsweise Zulässigkeit von 
Anstellungsverhältnissen von Wirtschaftsprüfern bei 
Personenvereinigungen auf der Grundlage eines 
modifizierten Vorschlages des Instituts der Wirt-
schaftsprüfer festlegen. 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zum Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung wurden entsprechende daten-
schutzrechtliche Regelungen beschlossen. Die Ände-
rung der Wirtschaftsprüferordnung enthält Verwal-
tungsvereinfachungen und Anpassungen an andere 
Gesetze. Sie schafft auch eine klare Entscheidungs-
grundlage zur Regelung der Berufshaftpflicht. 
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B. Änderung von Einzelvorschriften 
des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksache 12/5685 — 

Im folgenden werden die vom Ausschuß für Wirtschaft 
beschlossenen Änderungen gegenüber dem Regie-
rungsentwurf in der Fassung der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundes-
rates erläutert. Die Änderungen gehen auf Empfeh-
lungen des Rechtsausschusses und das Ergebnis der 
Berichterstattergespräche über zusätzliche Vor-
schläge zurück. 

Zu Artikel 1 (Änderung der 
Wirtschaftsprüferordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 Satz 2 WPO) 

Der Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Steuerberatungsgesetzes (Drucksache 12/6753) 
sieht vor, daß auch Wirtschaftsprüfer in Angelegen-
heiten, die das Abgabenrecht fremder Staaten betref-
fen, zur geschäftsmäßigen Hilfe in Steuersachen 
befugt sind (Artikel 1 Nr. 6). § 2 Abs. 2 Satz 2 ist als 
Folge der Änderung des Steuerberatungsgesetzes zu 
streichen, da die einschlägige Befugnis für Wirt-
schaftsprüfer systematisch zutreffend im Steuerbera-
tungsgesetz geregelt wird. 

Zu Nummer 31 (§ 43a WPO) 

a) § 43a Abs. 4 Nr. 4 WPO 

Die Vorschrift trägt dem Grundsatz Rechnung, daß 
Angestelltenverhältnisse von Wirtschaftsprüfern 
im Hinblick auf mögliche Risiken für die Unabhän-
gigkeit der Wirtschaftsprüfer nur in Ausnahmefäl-
len in Betracht kommen. Die Regelung ermöglicht, 
daß Personenvereinigungen im Sinne der Vor-
schrift auch ausländische sozietätsfähige Ab-
schlußprüfer (§ 44b Abs. 2 Satz 1) als ordentliche 
Mitglieder aufnehmen können. Gleichzeitig wird 
sichergestellt, daß Angestelltenverhältnisse von 
Wirtschaftsprüfern bei Vereinigungen nicht er-
möglicht werden, die auch andere als die in der 
Vorschrift bezeichneten Personen als ordentliche 
Mitglieder haben. Weiter wird geregelt, daß eine 
Beschäftigung von Wirtschaftsprüfern nur bei Per-
sonenvereinigungen zugelassen ist, deren aus-
schließlicher Zweck die Vertretung der beruflichen 
Belange der Wirtschaftsprüfer oder vereidigten 
Buchprüfer ist und bei denen Angehörige der 
wirtschaftsprüfenden Berufe die Mehrheit haben. 

b) § 43a Abs. 4 Nr. 6 WPO 

Die Vorschrift stellt eine Ausnahme von dem Ver-
bot der gewerblichen Tätigkeit dar. Wirtschafts-
prüfern soll ermöglicht werden, auch Lehr- und 
Vortragsveranstaltungen zur Vorbereitung auf das 
Steuerberaterexamen durchzuführen. Wirtschafts-
prüfer sind gemäß § 2 Abs. 2 WPO zur Steuerbera-
tung befugt. 90 % der Wirtschaftsprüfer sind 
zugleich auch Steuerberater, wobei in der Regel 
zunächst die Qualifikation als Steuerberater erwor

-

ben wird. Nach den bisher geltenden Berufsricht-
linien für Wirtschaftsprüfer dürfen Wirtschaftsprü-
fer Veranstaltungen und Tätigkeiten für die Vorbe-
reitung auf das Steuerberaterexamen durchführen. 
Entsprechend dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Standesrecht für Rechtsanwälte wer-
den insoweit die Berufsrichtlinien verrechtlicht, um 
Wirtschaftsprüfern die bisher zulässige Tätigkeit 
weiterhin zu ermöglichen. 

Zu Nummer 36 (§ 52 WPO) 

Der Ausschuß für Wirtschaft macht sich die Argumen-
tation des Rechtsausschusses zu eigen. Er folgt dem 
Vorschlag der Bundesregierung insoweit nicht, als die 
Formulierung in § 52 das Wort „reklamehaft" enthält. 
Der Ausschuß für Wirtschaft ist der Auffassung, daß 
dieser Begriff — wie in den Berufsrechten für Rechts-
anwälte und Steuerberater — ersetzt werden soll. Das 
auch im Regierungsentwurf verfolgte Ziel, in bezug 
auf die Methoden der Werbung ebenfalls das Sach-
lichkeitsgebot zu verankern, wird durch die vom 
Ausschuß beschlossene Formulierung („in Form und 
Inhalt sachlich") besser erreicht. Die vom Rechtsaus-
schuß empfohlene Regelung wird in § 52 WPO ent-
sprechend der Systematik des § 43 Abs. 2 Satz 2 WPO 
übernommen; danach hat sich der Wirtschaftsprüfer 
innerhalb und außerhalb der Berufstätigkeit berufs-
würdig zu verhalten. 

Zu Nummer 37a (§ 54 WPO) 

Durch die Neufassung wird die Verpflichtung selb-
ständiger Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften präzisiert, eine Berufshaftpflichtversi-
cherung abzuschließen und aufrechtzuerhalten; ins-
besondere wird bereits im Gesetz der Umfang der 
Mindestversicherungssumme für den einzelnen Ver-
sicherungsfall durch Bezugnahme auf § 323 Abs. 2 
Satz 1 HGB geregelt. 

Des weiteren wird in Absatz 2 die Ermächtigung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung präzisiert. 

Zu Nummer 41 (§ 57 WPO) 

a) § 57 Abs. 3 Satz 2 

Der Ausschuß macht sich die Argumentation zu der 
vom Rechtsausschuß vorgeschlagenen Parallelre-
gelung zur Bundesrechtsanwaltsordnung zu eigen. 
Das im Rahmen der Satzungsautonomie gesetzte 
Recht muß mit höherrangigem Recht, vor allem 
dem Grundgesetz, voll in Übereinstimmung ste-
hen. Für die Beachtung dieser Schranken der 
Satzungskompetenz kommt der Staatsaufsicht eine 
wichtige Funktion zu. Dem Gebot der staatlichen 
Aufsicht über die Satzungsgebung von Selbstver-
waltungseinheiten der freien Berufe wird dadurch 
Rechnung getragen, daß die Aufsichtsbehörde die 
Möglichkeit erhält, die Satzung oder einzelne 
Bestimmungen aufzuheben, dieses aber — im 
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Interesse der unverzichtbaren Rechtssicherheit — 
nur innerhalb einer vom Gesetzgeber vorgegebe-
nen Frist geschehen kann. Die Vorschrift wird 
entsprechend der Empfehlung des Rechtsaus-
schusses geändert. 

b) § 57 Abs. 4 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß das Wort 
„insbesondere" gestrichen werden soll. Er folgt 
auch insoweit der Empfehlung des Rechtsaus-
schusses. Der Regelungsumfang der Satzungs-
kompetenz ist abschließend zu bestimmen. 

In der Frage der Verpflichtung des Wirtschaftsprü-
fers zur Fortbildung hält der Ausschuß es zwar für 
richtig, diese Pflicht als Grundpflicht in § 43 Abs. 2 
Satz 4 WPO zu normieren, hält es jedoch nicht für 
angezeigt, daß diese Pflicht durch die Berufssat-
zung näher geregelt werden soll, weil dem einzel-
nen Wirtschaftsprüfer die Art und Weise, wie er 
dieser Berufspflicht nachkommt, nicht vorge-
schrieben werden soll. § 57 Abs. 4 Nr. 1 h WPO ist 
dementsprechend zu streichen. Der Ausschuß 
macht sich damit die Argumentation des Rechts-
ausschusses zu eigen, der die entsprechende Rege-
lung im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Berufsrechts der Rechtsanwälte und der Patentan-
wälte gestrichen hat. 

Zu Nummer 43 (§ 59 Abs. 3 WPO) 

Der Rechtsausschuß hat dem Ausschuß für Wirtschaft 
empfohlen, die verfassungsrechtliche Wertung in der 
Stellungnahme des Bundesministeriums der Justiz 
vom 20. Februar 1994 zu bedenken. In dieser Stellung-
nahme wird dargelegt, daß die geltende Fassung des 
§ 59 Abs. 3 WPO gegenüber der im Regierungsent-
wurf vorgeschlagenen Regelung aus verfassungs-
rechtlicher Sicht vorzuziehen ist. Der Ausschuß für 
Wirtschaft macht sich diese Wertung zu eigen. 

Der geltende § 59 Abs. 3 WPO differenziert zwischen 
der Gruppe der Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften (Satz 2) einerseits und der 
Gruppe „andere stimmberechtigte" Mitglieder 
(Satz 3) andererseits. 

Maßgebliches Zuordnungskriterium ist die durch das 
Ablegen des Berufsexamens erworbene Eigenschaft 
als Wirtschaftsprüfer, die eine umfassende Befugnis 
zur Prüfung von Jahresabschlüssen wirtschaftlicher 
Unternehmen besitzen. Die Gruppe der „anderen 
Mitglieder" hat entweder ein eingeschränktes Prü

-

fungsrecht oder keine Prüfungsberechtigung, wie 
dies insbesondere bei Nichtwirtschaftsprüfern in Lei-
tungsorganen von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
der Fall ist; ein Teil dieser Gruppe untersteht zudem 
nicht der Berufsaufsicht der Wirtschaftsprüferkam-
mer. Die Differenzierung zielt darauf ab, im Beirat und 
Vorstand der Wirtschaftsprüferkammer eine Mehrheit 
der Wirtschaftsprüfer zu gewährleisten und abzusi-
chern, daß der Berufsstand der Wirtschaftsprüfer sei-
nen ihm gesetzlich zugewiesenen Aufgaben weiter-
hin gerecht werden kann. 

Die Kontrolle und beratende Begleitung der Prüfungs-
tätigkeit durch Wirtschaftsprüfer, die deutlich über 
die Prüfungsberechtigung der vereidigten Buchprüfer 
hinausgeht, können wirksam nur von Kammermit-
gliedern wahrgenommen werden, die in ihrer Mehr-
heit selbst über die Qualifikation eines Wirtschafts-
prüfers verfügen. Deshalb garantiert § 59 Abs. 3 Satz 4 
WPO auch für den Fall einer Mehrheit der vereidigten 
Buchprüfer in der Wirtschaftsprüferkammer den Wirt-
schaftsprüfern eine Mehrheit von mindestens einer 
Stimme in den Entscheidungsorganen. Diese Fest-
schreibung der Mehrheit der Wirtschaftsprüfer würde 
ihr Ziel jedoch verfehlen, wenn sich die bevorteilte 
Gruppe nicht mehr nur aus Wirtschaftsprüfern, son-
dern auch aus „Nichtwirtschaftsprüfern" zusammen-
setzen würde, wie es der Gesetzentwurf vorsieht. Die 
klare Differenzierung bei der Zuordnung zu den 
Gruppen gewährleistet, daß die Organe der Wirt-
schaftsprüferkammer sich mehrheitlich aus umfas-
send befähigten Mitgliedern zusammensetzen und 
mithin die für die Erfüllung der in § 57 WPO genann-
ten Aufgaben notwendige Entscheidungskompetenz 
besitzen. Die Zuordnung ist deshalb im Hinblick auf 
die Erfordernisse des Gleichheitssatzes des Artikels 3 
GG in besonderem Maße sachbezogen. 

Diese Wertung liegt auch dem Bericht des Rechtsaus-
schusses zu der Vorschrift des Artikels 6 Nr. 11 (§ 59 
WPO) des Entwurfs eines Bilanzrichtlinien-Gesetzes 
(Drucksache 10/4268) zugrunde, durch die die gel-
tende Gruppeneinteilung festgelegt werde. 

Im übrigen wird auf die Stellungnahme des Bundes-
ministeriums der Justiz vom 20. Februar 1994 Bezug 
genommen. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1995 in Kraft treten. 

Bonn, den 18. Mai 1994 

Josef Grünbeck 

Berichterstatter 


